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1 Neues aus dem Schweizer  
   Abkommensnetz und inter -
   nationale Entwicklungen

1.1  Erster Informationsaustausch 
   zu rund 2 Mio. Finanzkonten
Per Ende September 2018 hat die zuständig
schweizerische Behörde erstmals Informatione
zu Finanzkonten im Rahmen des automat
schen Informationsaustauschs übermittelt1. Fü
das Jahr 2018 waren als Austauschpartner säm
liche EU-Staaten (mit Ausnahme von Rumä
nien und Zypern) sowie neun weitere Staate
und Territorien vorgesehen (Australien, Guern
sey, Insel Man, Island, Japan, Jersey, Kanada
Norwegen, Südkorea). Die genannten Jurisdik
tionen haben ihrerseits Daten mit der Schwe
ausgetauscht, wobei sich für Australien, Estland
Frankreich, Kroatien und Polen eine Verzöge
rung ergeben hat. Im Jahr 2019 ist ein Au
tausch mit rund 80 Partnerstaaten vorgesehen
Diese Massnahme soll den einzelnen Behörde
ermöglichen, zu überprüfen, inwieweit die au
ländischen Finanzkonten in der Steuererklä
rung korrekt deklariert wurden.
Ebenfalls betreffend den automatischen Info
mationsaustausch hat der Ständerat die Verein
barungen der zuständigen Behörden betreffen
den automatischen Informationsaustausch z
Finanzkonten mit Singapur und Hongkong ge
nehmigt. Dies war nötig, da beide Staaten d
multilaterale Vereinbarung der zuständigen Be
austausch über Finanzkonten aus Sicht de
schweizerischen Genehmigungsprozesses nich
rechtzeitig unterzeichnet hatten. Gemäss Bo
schaft des Bundesrates ist in Singapur un
Hongkong genügend sichergestellt, dass die Da
ten im Steuerbereich vertraulich behandelt un

aufbewahrt werden, wie es von der OECD gefor-
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dert wird2. Zudem sei es den Steuerpflichtigen i
beiden Staaten möglich, nicht deklarierte Ve
mögenswerte offenzulegen3. 

1.2  DBA Schweiz-Ecuador:  
   Änderungsprotokoll vom  
   Ständerat angenommen
Der Ständerat hat in seiner Herbstsession das Än
derungsprotokoll zum DBA Schweiz-Ecuador

angenommen5. Mit dieser am 26. Juli 2018  

0, 
1 ESTV, Medienmitteilung vom 5. Oktober 2018, abrufbar 
unter: https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/die-
estv/medien/nsb-news_list.msg-id-72420.html. 

2 Bundesrat, Botschaft vom 9. Mai 2018 zur Einführung 
des automatischen Informationsaustauschs über 

2019 und mit weiteren Partnerstaaten ab 2019/202
BBL 2018 3227, 3237.

3 Ibid., 2338
4 Vgl. dazu HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZAHND/ 

PLIGER/DUMONT, Steuer Revue 6/2018, S. 466.
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unterzeichneten Anpassung wird der Informa
tionsaustausch auf Ersuchen in das Doppelbe
steuerungsabkommen aufgenommen6. Das Ge
schäft wird nun im Nationalrat behandelt werden

1.3  Schweiz-Sambia: Abkommen 
   vom Ständerat angenommen
Der Ständerat hat auch das am 29. August 201
unterzeichnete neue Abkommen mit Sambia
genehmigt8. Bislang wurde im Verhältnis zw
schen der Schweiz und Sambia noch das Ab
kommen vom 30. September 1954 zwischen de
Schweiz und dem Vereinigten Königreich vo
Grossbritannien und Nordirland angewandt. Au
Wunsch Sambias konnte nun ein eigenes Ab
kommen vereinbart werden9. 

1.4  DBA Schweiz-Lettland:  
   Änderungsprotokoll tritt in Kraf
Ab 1. Januar 2019 wird das Änderungsprotoko
zum Doppelbesteuerungsabkommen zwische
der Schweiz und Lettland wirksam werden, nach
dem es am 3. September 2018 in Kraft getrete
ist10. Neben einer Anpassung betreffend den In
formationsaustausch auf Ersuchen wurde insbe
sondere der Nullsatz auf Dividenden von Beteil
gungen von mindestens 10 % eingeführt. Zuvo
galt eine Residualsteuer von 5 %. Die Steuer au
Lizenzgebühren wurde von 10 % auf 5 % gesenk
Lizenzgebühren zwischen Unternehmen werde
nun lediglich im Ansässigkeitsstaat besteuert.

1.5  Neue Sozialversicherungsab- 
   kommen mit Bosnien und  
   Herzegowina, Serbien sowie 
   Montenegro 
Auf dem Gebiet der Sozialversicherungsabkom
men ist insbesondere das neu unterzeichne
Abkommen mit Bosnien und Herzegowina z
nennen11. Zurzeit ist für Bosnien und Herzego
wina noch das Abkommen zwischen der Schwe
zerischen Eidgenossenschaft und der Föderative
Nr. 12/2018 Seite 944

Volksrepublik Jugoslawien über Sozialversiche-
rung von 1962 anwendbar. Auch betreffend we
tere Nachfolgestaaten Jugoslawiens wurden neu
Sozialversicherungsabkommen unterzeichne
Dasjenige mit Serbien und dasjenige mit Monte
negro wurden vom Ständerat als zweitbehan
delndem Rat angenommen12. Entsprechend wir
das Abkommen mit Jugoslawien ersetzt. Die be
reits 2010 bzw. 2011 unterzeichneten Abkom
men können nach erfolgreicher Schlussabstim
mung nun in Kraft treten. 

2 EU- und Europa-Update 

2.1  Schweiz weiterhin auf  
   «grauer Liste»
Anfang Oktober 2018 haben die EU-Finanzm
nister über ihre sogenannten «schwarzen un
grauen Listen» beraten13. 
Nach der Vorlage der OECD hatte der Rat der E
am 5. Dezember 2017 eine EU-Liste mit soge
nannten nicht kooperativen Ländern und Ge
bieten für Steuerzwecke veröffentlicht («schwa
ze Liste»)14. Darüber hinaus gibt es in Anhang 
zu den Schlussfolgerungen des Rates eine zwei
Liste, die solche Staaten nennt, deren Steuerre
gimes zwar von der EU (in Teilen) kritisiert un
beobachtet werden, welche sich jedoch ve
pflichtet haben, die Situation zu verbessern. Z
diesen Ländern und Gebieten, die in dieser – i
der Presse auch «graue Liste» genannten – Au
zählung erscheinen, gehört aufgrund der priv
legierten Steuerregime auch die Schweiz. 
Im Zuge der Unternehmenssteuerreform (nun
mehr verabschiedet als «Bundesgesetz über d
Steuerreform und die AHV-Finanzierung»
STAF15) will die Schweiz dieser Kritik begegnen
Aufgrund der Nennung der Schweiz auf de
Verpflichtungsliste entstehen keine direkte
Rechtsfolgen. Die EU wird die auf der Verpflich
tungsliste genannten Staaten allerdings weite
hin beobachten. Bekanntlich untersteht die Vo
lage, die im Parlament gutgeheissen wurde, dem

fakultativen Referendum. Sollte die notwendige 
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Unterschriftenzahl dagegen bis zum 17. Janua
2019 zusammenkommen, würde eine Volksab
stimmung abgehalten werden. Die Bundesve
waltung hat dafür das Datum vom 19. Mai 201
reserviert16. Der Ausgang einer allfälligen Volk
abstimmung ist schwierig abzuschätzen. Ebens
wie der Bundesrat reagieren würde, sollte d
Vorlage abgelehnt werden. Bekanntlich hat sic
die Landesregierung dazu verpflichtet, die vo
der EU kritisierten Steuerregime abzuschaffen
Hand liegen. Liechtenstein wurde am 2. Oktobe
2018 durch den Rat von der Liste entfernt.

2.2 Update Besteuerung  
   Digitalisierung
In der EU sind aktuell zwei Rechtsetzungsvo
schläge der Europäischen Kommission zur Be
steuerung der digitalen Wirtschaft hängig17. Hie
geht es einerseits um die langfristige Änderun
der Körperschaftssteuergesetze, indem sogenann
te digitale Betriebsstätten besteuert werden so
len, andererseits um eine Übergangssteuer fü
die wichtigsten digitalen Tätigkeiten. In seine

informellen Tagung vom 7./8. September 2018 

72358.html. 
in Wien hat der Rat der Wirtschafts- und F
nanzminister (ECOFIN) die beiden Vorschläg
diskutiert. Dort konnte man sich einigen, da
die Vorschläge der Kommission so bald w
möglich umgesetzt werden sollen18. Breite Zu
stimmung fand insbesondere die Bestrebung
eine Nichtbesteuerung zu vermeiden. Die Finanz
minister Deutschlands und Frankreichs schluge
ausserdem vor, eine sogenannte «sunset-clause
einzufügen. Dies würde bedeuten, dass die EU
Regelung nur so lange gilt, bis auf internationa
ler Ebene, d. h. hier auf Ebene der OECD, ein
Einigung erzielt werden konnte. In der OEC
will die EU zum Thema Besteuerung der digita
lisierten Wirtschaft mit einer Stimme auftreten

2.3 Luxemburg: Nichtbesteuerung 
   der Gewinne einer US-Nieder- 
   lassung keine staatliche Beihilfe
Am 19. September 2018 hat die Europäisch
Kommission entschieden, dass eine durch Lu
xemburg mittels Ruling bestätigte Nichtbesteue
rung von Profiten einer US-Niederlassung nich

als unrechtmässige staatliche Beihilfe gemäss 

r: 

x. 
r 
t/

, 

s 
6 Bundesrat, Botschaft vom 18. April 2018 zur Genehmi-
gung eines Protokolls zur Änderung des Doppelbesteue-
rungsabkommens zwischen der Schweiz und Ecuador, 
BBL 2018 2749, 2752.

7 Vgl. dazu HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZAHND/ 
PLIGER/DUMONT, Steuer Revue 6/2018, S. 466.

8 Amt. Bull. S 2018 18.039.
9 Bundesrat, Botschaft vom 18. April 2018 zur Genehmi-

gung eines neuen Doppelbesteuerungsabkommens  
zwischen der Schweiz und Sambia, BBl 2018 2707.

10 Bundesrat, Medienmitteilung vom 2. Oktober 2018,  
abrufbar unter: https://www.admin.ch/gov/de/start/do
kumentation/medienmitteilungen.msg-id-72383.html.

11 Bundesamt für Sozialversicherungen, Medienmitteilung 
vom 1. Oktober 2018, abrufbar unter: https://www.bsv.
admin.ch/bsv/de/home/publikationen-und-service/ 
medieninformationen/nsb-anzeigeseite.msg-id-

12 SDA, Meldung vom 18. September 2018, abrufbar unte
https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/ 
2018/20180918101553081194158159041_bsd070.asp

13 ECOFIN, Mitteilung vom 27. September 2018, abrufba
unter: http://data.consilium.europa.eu/doc/documen
ST-11763–2018-REV-2/en/pdf.

14 Vgl. dazu HUBER/MAHAWATTAGE/DUMONT, Steuer  
Revue 2/2018, S. 100 ff., S. 110.

15 BBL 2018 6031.
16 Bundesrat, Medienmitteilung vom 28. September 2018

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/ 
medienmitteilungen.msg-id-72352.html.

17 Vgl. dazu HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZAHND/ 
PLIGER/DUMONT, Steuer Revue 6/2018, S. 466 ff.

18 ECOFIN, Pressemitteilung zum informellen Treffen de
Rates vom 7./8. September 2018, abrufbar unter: 
https://www.eu2018.at/de/latest-news/news/
Nr. 12/2018 Seite 945

09–08-Press-release-Informal-ECOFIN-day-2.html.
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EU-Wettbewerbsrecht zu qualifizieren ist19. Die
begründete die Europäische Kommission dami
dass die Regelung im Einklang mit dem luxem
burgischen Recht sowie dem Doppelbesteue
rungsabkommen zwischen Luxemburg und de
USA steht. Dem Fall war eine Untersuchung au
dem Jahr 2015 vorausgegangen. Damit hat d
Kommission nun geklärt, dass im Einklang m
Doppelbesteuerungsabkommen stehende Steue
rulings keine staatliche Beihilfe darstellen 
auch dann wenn eine doppelte Nichtbesteue
rung resultiert. 

2.4 Irland: Corporation Tax  
   Roadmap und Exit Tax Regime
Aus Sicht des schweizerischen Steuerstandorts i
auf eine wichtige Entwicklung in Irland hinzu
weisen: Am 9. Oktober 2018 wurde der irisch
Haushalt verkündet20, wobei traditioneller Weis
auch die entsprechenden Gesetzesänderunge
bekannt gegeben werden. Für viele überraschen
veröffentlichte die irische Regierung bei diese
Gelegenheit Pläne, ein neues und sofort Wirkun
entfaltendes Wegzugsbesteuerungsregime einzu
führen. Bislang war man davon ausgegangen
dass diese Regeln erst zum 1. Januar 2020 einge
führt werden sollten21. Es handelt sich hierb
um eine Umsetzung der EU-Richtlinie zu
Bekämpfung von Steuervermeidungspraktike
(Anti-Tax Avoidance Directive, ATAD). Mit de
Neuregelung sollen in Irland unrealisierte Kap
talgewinne besteuert werden, wenn Unterneh
men wegziehen oder Unternehmenswerte aus de
irischen Besteuerungshoheit transferieren. Au
solche Sachverhalte soll der ordentliche Steue
satz von 12.5 % Anwendung finden. 
Da die Neuregelung bereits vor Veröffentlichun
des Gesetzestextes Wirkung entfaltete, wurde
diverse geplante Transaktionen bereits davon e
fasst. Der Gesetzestext wurde am 18. Oktobe
2018 veröffentlicht22. Davon sind auch schwe
zerische Unternehmen betroffen, die irisch
Nr. 12/2018 Seite 946

Strukturen unterhalten.
2.5  Russland: Entscheidung des 
   obersten Gerichts 
Das oberste Gericht Russlands hat am 7. Sep
tember 2018 eine Entscheidung gefällt, die fü
schweizerische Unternehmen mit Bezug z
Russland relevant ist. Danach können Zahlun
gen von russischen Gesellschaften an ausländ
sche Vertragsparteien für «Dienstleistungen» 
nach Ausgestaltung als passives Einkomme
qualifiziert werden und der russischen Quellen
steuer unterliegen. 
Dem Entscheid zugrunde lag eine Konstellatio
zwischen einer kanadischen und einer russ
schen Gesellschaft, die das russische oberste Ge
richt als «künstlich» bewertete. Danach fehlte e
der Konstellation aus Sicht des obersten Gerich
an Reziprozität. Namentlich habe die kanad
sche Gesellschaft gegenüber der russischen Ge
sellschaft gar keine Leistungen erbracht. Folg
lich handelte es sich aus Sicht des oberste
Gerichts um eine Verteilung von Vermögenswe
ten der russischen Gesellschaften auf die kana
dische Gesellschaft, die als «anderes Einkom
men» gemäss Art. 21 des DBA Kanada-Russlan
qualifizieren und damit der russischen Quellen
steuer unterliegen. 
Es handelt sich um das aktuellste Beispiel au
einer Serie von Entscheiden, in denen Zahlun
gen im Rahmen von Dienstleistungsverträge
mit ausländischen Gesellschaften in passive
Einkommen reklassifiziert wurden23. 

3 OECD: BEPS-Aktionspunkt 13
   Publikation zusätzlicher Leit-
   linien zur länderbezogen  
   Berichterstattung durch die 
   OECD

Seit der Steuer Revue 2/201824 haben sich weiter
Neuerungen im Zusammenhang mit dem BEPS
Projekt und dem Aktionspunkt 13 zur länderbe
zogenen Berichterstattung ergeben25. Ein aktua

lisierter Leitfaden wurde am 13. September 2018 
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von der OECD veröffentlicht26. Die Ergänzunge
stellen die Sichtweise der OECD zu in der Prax
auftretenden Unklarheiten bezüglich des Coun
try-by-Country-Reportings («CbCR») dar. De
Leitfaden knüpft an die letzte Version aus dem
Februar 2018 an und erörtert Fragen zu folgen
den Themen:
• Behandlung von Dividendenzahlunge

von verbundenen Unternehmen
Der aktualisierte Leitfaden hält fest, dass D
videndenzahlungen von verbundenen Un
ternehmen nicht unter den Einnahmen i
Tabelle 1 des CbCRs aufzuzeigen sind, so
fern diese in der Steuerhoheit des Dividen
denzahlers als Dividenden behandelt wu
den. Unklar bleibt jedoch, ob diese im
Gewinn (Verlust) vor Steuern aufzuzeige
sind. Hierzu führt der Leitfaden lediglic
auf, dass die Steuerzahler in der Tabelle 
angeben sollten, ob Dividendenzahlunge
von verbundenen Unternehmen im Gewin
(Verlust) vor Steuern in der Tabelle entha
foreign contract partners constitute passive income sub-

ten sind. Da detaillierte Angaben seitens der 
OECD diesbezüglich fehlen, erlaubt de
Leitfaden den einzelnen Staaten flexibel ih
ren eigenen Ansatz zu verfolgen. Um kon
sistent zu bleiben, empfiehlt es sich, Steue
rückstellungen und bezahlte Steuern au
Dividenden in den jeweiligen Spalten de
Tabelle 1 auszuweisen, falls Dividendenzah
lungen von verbundenen Unternehmen i
den Gewinn (Verlust) vor Steuern einbezo
gen wurden.

• Verwendung von gerundeten Beträgen i
Tabelle 1
Ein weiterer Punkt ist die Verwendung vo
gerundeten Beträgen in Tabelle 1 des CbCR
Beim Ausfüllen der Tabelle gilt, dass die Be
träge in vollständigen ganzen Einheiten z
berichten sind und damit jede Rundung
um den Betrag zu kürzen, nicht zulässig is
Ein Betrag von z. B. 123 456 789 darf dem
entsprechend nicht in Tausend zu 123 45
gekürzt ausgewiesen werden.

• Anzahl der Beschäftigten
-
r

t 
. 

 

s, 

o

-

y-

Zudem gibt es Neuerungen zu den Angaben 
19 EY, European Commission holds that Luxembourg 
exemption for US branch profits does not constitute 
State aid, Global Tax Alert vom 24. September 2018, ab-
rufbar unter: https://www.ey.com/gl/en/services/tax/in
ternational-tax/alert-european-commission-holds-that-
luxembourg-exemption-for-us-branch-profits-does-not-
constitute-state-aid.

20 EY, Ireland announces Budget 2019 – Update for US 
MNCs, Global Tax Alert vom 9. Oktober 2018, abrufbar 
unter: https://www.ey.com/gl/en/services/tax/internatio
nal-tax/alert-ireland-announces-budget-2019-update-
for-us-mncs. 

21 EY, Ireland publishes Corporation Tax Roadmap, Global 
Tax Alert vom 5. September 2018, abrufbar unter: 
https://www.ey.com/gl/en/services/tax/international-
tax/alert-ireland-publishes-corporation-tax-roadmap. 

22 Der Text ist im Internet abrufbar unter: https://www.fi
nance.gov.ie/wp-content/uploads/2018/10/b11118d.pdf. 

23 EY, Russia’s Supreme Court holds service payments to 

ject to with-holding tax, Global Tax Alert vom 12. Okto
ber 2018, abrufbar unter: https://www.ey.com/gl/en/se
vices/tax/international-tax/alert-russias-supreme-
court-holds-service-payments-to-foreign-contract-par
ners-constitute-passive-income-subject-to-withholding

24 Vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/DUMONT/ZAHND,
Steuer Revue 2/2018, S. 111 ff.

25 EY, OECD releases additional guidance on Country-by-
Country Reporting and updated exchange relationship
Global Tax Alert vom 14. September 2018, abrufbar  
unter: https://www.ey.com/gl/en/services/tax/internati
nal-tax/alert-oecd-releases-additional-guidance-on-
country-by-country-reporting-and-updated-exchange
relationships.

26 OECD, Guidance on the implementation of Country-b
Country-Reporting, Version September 2018 (noch 
nicht übersetzt), abrufbar unter: http://www.oecd.org/
ctp/beps/guidance-on-country-by-country-reporting-
beps-action-13.htm. 
Nr. 12/2018 Seite 947
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der Anzahl der Beschäftigten. Wenn die F
nanzdaten von verbundenen Unternehme
auf einer pro rata Basis ausgewiesen werde
müssen, weil Rechnungslegungsvorschri
ten dies fordern, sollte die Anzahl der Be
schäftigten der verbundenen Unternehme
auch auf einer pro rata Basis ausgewiese
werden. Dies könnte beispielsweise beim Vo
liegen von Minderheitsanteilen, bei welche
anteilig konsolidiert wird, relevant sein. 

• Tabelle mit einer Zusammenfassung vo
Unternehmenszusammenschlüssen, Ak
Nr. 12/2018 Seite 948

quisitionen und Spaltungen

���������������������������������������
Der Leitfaden enthält weiter Klärungen be
züglich Unternehmenszusammenschlü
sen, Akquisitionen und Spaltungen. Hierfü
wurde eine neue Übersichtstabelle erstell
die in diesen Fällen angewendet werde
kann. In der Übersichtstabelle sind fün
Sachverhalte beschrieben, die erörtern, fü
welchen Zeitraum die Finanzdaten der fu
sionierten/übernommenen/aufgespaltenen
Konzernunternehmen in den länderbezoge
nen Berichten der entsprechenden multina
tionalen Konzerne zu berücksichtigen sin

(z. B. anteilig oder für das Gesamtjahr).

�����������������
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	16 Gradinger gegen Österreich (Anm. 6) §§ 34–36; R.T. gegen die Schweiz, Nr. 31982/96, Urteil Kammer vom 30. Mai 2000, S. 6 (implizit); Christoffer Nilsson gegen Schweden, Nr. 73661/01, Entscheid vom 13. Dezember 2005, S. 11; Rivard gegen die Schweiz, Nr. 
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	37 Besonders deutlich Jalloh gegen Deutschland, Nr. 54810/00, Urteil (Grosse Kammer) vom 11. Juli 2006, § 102: «The Court has consistently held, however, that the right not to incriminate oneself is primarily concerned with respecting the will of an accuse
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	46 Franz Fischer gegen Österreich (Anm. 28) § 29; Knut Haarvig gegen Norwegen (Anm. 14) S. 11; A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 128.
	47 BGE 122 I 257 vom 24. September 1996, E. 6.a.
	48 BGE 122 I 257, E. 7.
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	50 Gradinger gegen Österreich (Anm. 6) § 55.
	51 Oliveira gegen die Schweiz, Nr. 84/1997/868/1080, Urteil vom 30. Juli 1998, § 26.
	52 Franz Fischer gegen Österreich (Anm. 28) § 25.
	53 Zu dieser Entwicklung ausführlich Ackermann (Anm. 6) S. 44–59.
	54 Für eine Zusammenfassung des Sachverhalts s. Ackermann Jürg-Beat, Grand Chamber, Case of Sergey Zolotukhin v. Russia, Urteil vom 10. Februar 2009 – Application no. 14939/03, forumpoenale 05/2009, S. 258–262, 258 f.
	55 Sergey Zolotukhin gegen Russland (Anm. 27) §§ 80–82.
	56 So (retrospektiv) A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 108.
	57 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) §§ 73–86, 94–100, 119.
	58 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) §§ 108–111; vgl. bereits Rivard gegen die Schweiz (Anm. 16) § 30. Zolotukhin behandelt das Kriterium «bis» zwar explizit (Anm. 27, §§ 98–119, insb. 116–117), jedoch nur im Sinne des res judicata-Kriteriums und einer Ver
	59 R.T. gegen die Schweiz (Anm. 16) S. 6.
	60 Christoffer Nilsson gegen Schweden (Anm. 16) S. 12: «Sufficiently close connection […] in substance and in time.» Bestätigt in Maszni gegen Rumänien, Nr. 59892/00, Urteil vom 21. September 2006, § 69.
	61 BGE 137 I 363 vom 26. September 2011 E. 2.4.
	62 Rivard gegen die Schweiz (Anm. 16) § 33. Zu diesem Urteil eingehend Schorro (Anm. 16).
	63 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 120.
	64 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 130.
	65 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 133.
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	67 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 134.
	68 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) §§ 135–154.
	69 Vgl. Keller/Suter, 2. Teil, III.2.
	70 BGE 144 IV 136.
	71 Vgl. supra II.1.
	72 Art. 186 Abs. 2 DBG und Art. 59 Abs. 2 StHG.
	73 BGE 144 IV 136 E. 10.3; vgl. bereits BGE 122 I 257, supra III.3.
	74 BGE 144 IV 136 E. 10.3.–10.4.
	75 BGE 144 IV 136 E. 10.5.
	76 BGE 144 IV 136 E. 10.7.
	77 Vgl. supra II.3.a.
	78 Supra III.4.a, Anm. 52.
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	80 Vgl. dazu Rivard gegen die Schweiz (Anm. 16) § 31.
	81 BGE 122 I 257 vom 24. September 1996, E. 2; BGE 137 I 363 vom 26. September 2011 E. 2.3.2.
	82 R.T. gegen die Schweiz (Anm. 16) S. 6 und Rivard gegen die Schweiz (Anm. 16) § 31.
	83 Anstatt vieler Marttinen gegen Finnland (Anm. 36) § 64: «[… T]he Convention must be interpreted in such a way as to guarantee rights which are practical and effective as opposed to theoretical and illusory.»
	84 In diesem Sinne A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 101: «[… The Court] will seek to draw such conclusions, derive such principles and add such clarifications as are necessary for considering the present case […].» (Hervorhebung durch die Verfasser).
	85 Vgl. supra III.2.
	86 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 126; Jóhannesson und andere gegen Island (Anm. 25) § 48.
	87 Jóhannesson und andere gegen Island (Anm. 25) § 51. Vgl. dazu die isländische Rechtslage in §§ 21–26.
	88 A und B gegen Norwegen (Anm. 21) § 96.
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	In vino veritas (non semper est)
	Urteil des Bundesgerichts vom 8.10.20181 zum Begriff der Umstrukturierung
	I Sachverhalt
	II Aus den Erwägungen
	III Bemerkungen
	A Vorbemerkung
	B Voraussetzungen von Art. 103 FusG
	C Umstrukturierung i. S. v. Art. 8 Abs. 3 lit. b StHG
	D Domaine Y als Betrieb oder Teilbetrieb? 
	E Konsequenz des Urteils für andere Steuerarten
	F Konsequenz für den Anwendungs bereich von Art. 103 FusG?
	G Umstrukturierung trotz Verkehrs werttransaktion
	H Verhältnis von Art. 103 FusG zu kantonalen Bestimmungen

	IV Fazit


	1 BGer vom 8.10.2018, 2C_503/2017 (siehe Rechtsprechung auf Seite 950 ff. in dieser Nummer).
	2 Vgl. hierzu Art. 73 Abs. 2 FusG.
	3 Jancis Robinson zum Pur Sang der Domaine de Chambleau.
	4 So das Urteil des Wine Advocate zum Les Rissieux der Domaine de la Rochette, dem sich der Autor nur anschliessen kann und den Lesern herzlich zur Verkostung empfiehlt.
	5 Vgl. ESTV, KS 5 vom 1.6.2004 betreffend Umstrukturierungen, Ziff. 3.3.2.
	6 Vgl. Ziff. III.E.
	7 Vgl. hierzu eingehend Markus Weidmann, § 1 N 1 ff., in: Zweifel/Beusch/Riedweg/Oesterhelt, Umstrukturierungen, Basel 2016 m. w. Hinw.
	8 So wurde der Jahrgang 2003 des Graf Zeppelin vom Guide Hachette mit der Höchstnote von trois étoiles als vin exceptionnel und coup de coeur ausgezeichnet. 
	9 Vgl. Stefan Oesterhelt, § 16 N 17 ff., in: Zweifel/Beusch/Riedweg/Oesterhelt, Umstrukturierungen, Basel 2016.
	10 Dies wird ja richtigerweise im vorliegend besprochenen Urteil (unter Berufung auf den Leitentscheid BGE 138 II 557) auch explizit festgehalten.
	11 So wird etwa dann eine Vermögensübertragung vorgenommen, wenn ausserkantonale Grundstücke betroffen sind und dadurch in erheblichem Mass (die ansonsten geschuldeten) Notariatsgebühren am Lageort der Grundstücke eingespart werden können, da der Übertragu
	12 So beispielsweise explizit in Ziff. 4.1.2.1.6 des KS Nr. 5 der ESTV vom 1.6.2004: «Die zivilrechtliche Abwicklung ist für die steuerliche Würdigung nicht massgebend. Entscheidend ist die Ausgangslage und das Endresultat der Transaktion. Echte und unech
	13 Vgl. ESTV, KS 5 vom 1.6.2004, Ziff. 4.1.2.1.6 i. V. m. 4.1.1.3.
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	18 Art. 8 Abs. 1 lit. h der Loi concernant la perception de droits de mutation sur les transferts immobiliers du 20 Novembre 1991 (LDMI ; RSN 635.0).
	19 Vgl. Stefan Oesterhelt, § 16 N 127, in: Zweifel/Beusch/Riedweg/Oesterhelt, Umstrukturierungen, Basel 2016.
	20 Dass ein trockener, heisser Sommer (wie 2018) der sensiblen Pinot Noir-Traube nicht in jedem Fall schaden muss, zeigt aber die hohe Bewertung für den Graf Zeppelin aus dem (ebenfalls extrem trockenen und heissen) Jahrgang 2003 der Domaine Grillette (vg
	Achtung: Deutsches JStG 2018 und Immobiliengesellschaften!
	1 Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BT-Drs. 19/5595 vom 7. November 2018.
	2 § 52 Abs. 45a S. 1 EStG i. d. F. des Gesetzes (Fn. 1), BT-Drs. 19/5595 vom 7. November 2018, S. 21.
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	7 Vgl. den Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen, Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2018, Bearbeitungsstand 21. Juni 2018, S. 49 f.: «Daraus folgt, dass im Fall einer Fremdfinanzierung notwendigen Betriebsvermögens auch die Verbindlichkei
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